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Daten für den Monat  
 Dezember 2021

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 10.12.2021
• ESt, KSt = 10.12.2021

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 13.12.2021
• ESt, KSt = 13.12.2021

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 12/2021 = 28.12.2021

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

9/20 2/21 5/21 9/21

- 0,4 % + 1,6 % + 2,4 % + 4,1 %

Für Arbeitgeber

Zeitraumbezogene Zuzahlung für einen zur  
Privatnutzung überlassenen betrieblichen Pkw 

| Dürfen Arbeitnehmer einen betrieblichen Pkw auch für Privatfahrten nutzen, müs-
sen sie sich häufig an den Kosten beteiligen (laufende Kosten oder Beteiligung an den 
Anschaffungskosten). Der Bundesfinanzhof hat nun klargestellt, wie mit zeitraumbe-
zogenen Zuzahlungen umzugehen ist und hat dabei der Ansicht der Finanzverwal-
tung eine Absage erteilt. |

Zum Hintergrund: Zahlt der Arbeitneh-
mer für die außerdienstliche Nutzung 
eines betrieblichen Pkw ein Nutzungs-
entgelt, mindert dies den Nutzungs-
wert und damit auch den geldwerten 
Vorteil.

 ◼ Sachverhalt 

Nach dem Kfz-Überlassungsvertrag 
musste der Arbeitnehmer für die An-
schaffung des Fahrzeugs in 2010 eine 
einmalige Zuzahlung (20.000 EUR) leis-
ten. Die Zuzahlung erfolgte für einen 
Zeitraum von 96 Monaten. Bei einer 
vorzeitigen Rückgabe, einem Verkauf 
oder Tausch sollten dem Arbeitnehmer 
für jeden nicht genutzten Monat 1/96 
erstattet werden. 

Das Finanzamt setzte für die Privat-
nutzung einen geldwerten Vorteil von 
6.876 EUR pro Jahr an (1 % vom Brut-
tolistenpreis x 12 Monate). 

Die Zuzahlung verteilte das Finanzamt 
nicht anteilig auf die Dauer der Nut-
zungsüberlassung (20.000 EUR/ 96 Mo-
nate = 208,33 EUR pro Monat). Vielmehr 
sei der nach Anrechnung im Zahlungs-
jahr 2010 verbleibende Zuzahlungsbe-
trag in den folgenden Jahren auf den 
Privatnutzungswert (6.876 EUR) anzu-
rechnen. Entsprechend mindere die 
Einmalzahlung den privaten Nutzungs-
wert nur bis Ende des Jahres 2012 
(20.000 EUR ./. 6.876 EUR (für 2010) ./. 
6.876 EUR (für 2011) ./. 6.248 EUR (für 
2012) = 0 EUR verbleibend). Dieser 
Sichtweise hat der Bundesfinanzhof 
aber eine Absage erteilt.

(Einmal-)Zahlungen, die der Arbeitneh-
mer für die außerdienstliche Nutzung 
eines betrieblichen Kfz zeitraumbezo-
gen leistet, sind bei der Bemessung des 
geldwerten Vorteils auf den Zeitraum, 
für den sie geleistet werden, gleichmä-

ßig zu verteilen. Im Streitfall waren sie 
somit monatlich vorteilsmindernd zu 
berücksichtigen. Dies gilt – entgegen 
der Verwaltungssichtweise – auch bei 
Zuzahlungen des Arbeitnehmers zu den 
Anschaffungskosten eines ihm auch zur 
Privatnutzung überlassenen Kfz.

Quelle | BFH, Beschluss vom 16.12.2020, Az. 
VI R 19/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 223086
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Für Arbeitnehmer

Fahrten zum Sammelpunkt: In diesen Fällen gilt  
die Entfernungspauschale

| Die Entfernungspauschale kann auch ohne erste Tätigkeitsstätte relevant sein. 
Betroffen sind die Fälle, in denen der Arbeitnehmer aufgrund arbeitsvertraglicher 
Festlegungen zur Aufnahme seiner beruflichen Tätigkeit dauerhaft denselben Ort 
(Sammelpunkt) oder dasselbe weiträumige Tätigkeitsgebiet typischerweise ar-
beitstäglich aufsuchen muss. Mit den Voraussetzungen hat sich der Bundesfinanz-
hof nun (erstmals) näher befasst. |

Hintergrund

Für die Berücksichtigung von Verpfle-
gungspauschalen oder Übernachtungs-
kosten hat die Festlegung als Sammel-
punkt oder weiträumiges Tätigkeitsge-
biet keinen Einfluss, da der Arbeitneh-
mer weiterhin auswärts beruflich tätig 
wird. Vielmehr legt die Regelung des § 9 
Abs. 1 S. 3 Nr. 4a S. 3 Einkommensteuer-
gesetz (EStG) „nur“ die Anwendung der 
Entfernungspauschale für die Fahrt-
kosten von der Wohnung zu dem Sam-
melpunkt (bzw. zu dem nächstgelegen 
Zugang zum Tätigkeitsgebiet) fest. 
Fahrtkosten nach Dienstreisegrundsät-
zen sind hier nicht möglich.

 ◼ Sachverhalt 

Ein Baumaschinenführer gelangte zu 
den jeweiligen Arbeitsorten (Baustel-
len) entsprechend einer betriebsin-
ternen Anweisung jeweils mit einem 
Sammelfahrzeug seines Arbeitge-
bers. Dies betraf sowohl Fahrten mit 
täglicher Rückkehr als auch Fahrten 
zu sonstigen Arbeitsorten, an denen 
er (mehrtägig) übernachtete. Die Ein-
sätze auf den „Fernbaustellen“ dau-
erten in der Regel die gesamte Wo-
che. Das Finanzamt berücksichtigte 
die Fahrten zur Sammelstelle nur mit 
der Entfernungspauschale.

Bundesfinanzhof stellt  
wichtige Punkte heraus

Ob ein Arbeitnehmer (ohne erste Tätig-
keitsstätte) zur Aufnahme seiner beruf-
lichen Tätigkeit dauerhaft denselben 
Ort oder dasselbe weiträumige Tätig-
keitsgebiet typischerweise arbeitstäg-
lich aufzusuchen hat, wird durch die 
dienst- oder arbeitsrechtlichen Festle-
gungen sowie die diese ausfüllenden 
Absprachen und Weisungen bestimmt. 
Entscheidend ist hier die ex ante-Sicht 
(also die Sicht im Voraus).

Das Wort „typischerweise“ verlangt 
nicht, dass der Arbeitnehmer den vom 

Arbeitgeber bestimmten Ort oder das 
Gebiet im Veranlagungszeitraum aus-
nahmslos aufsuchen muss. Es ist nur 
erforderlich, dass er ihn nach der An-
weisung „typischerweise arbeitstäg-
lich“ aufzusuchen hat. Es kommt nicht 
darauf an, dass hierbei eine bestimmte 
prozentuale oder tageweise Grenze 
überschritten wird. Maßgebend ist, ob 
der Arbeitnehmer den Ort in der Regel 
aufsuchen muss. Ausnahmen sind 
durchaus möglich (z.  B. unvorhergese-
hener Einsatz).

Ein dauerhaftes Aufsuchen liegt nach 
der gesetzlichen Definition vor, wenn 
die Anordnung des Arbeitgebers zum 
Aufsuchen desselben Orts oder dessel-
ben weiträumigen Tätigkeitsgebiets un-
befristet, für die Dauer des Dienstver-
hältnisses oder über einen Zeitraum 
von 48 Monaten hinaus erfolgt.

Weil das Finanzgericht Thüringen (Vorin-
stanz) einen Sammelpunkt im Sinne des 
§ 9 Abs. 1 S. 3 Nr. 4a S. 3 EStG allein we-
gen der Anzahl der dorthin unternom-
menen Fahrten im Verhältnis zu den 
Gesamtarbeitstagen des Steuerpflichti-
gen angenommen hat, hat der Bundes-
finanzhof den Fall zur weiteren Sachver-
haltsaufklärung zurückverwiesen. 

Das Finanzgericht muss nun im zweiten 
Rechtsgang aufklären, ob der Steuer-
pflichtige den Sammelpunkt auch typi-
scherweise arbeitstäglich aufsuchen 
sollte. Ob dies der Fall ist, wird ent-
scheidend davon abhängen, ob von 
vornherein feststand, dass der Steuer-
pflichtige nicht nur auf eintägigen Bau-
stellen eingesetzt werden würde, son-
dern auch auf mehrtägigen Fernbau-
stellen. Hierfür kann auch die Betriebs-
struktur des Arbeitgebers eine Rolle 
spielen. Ist dies der Fall, läge aus der 
ex ante-Sicht kein typischerweise ar-
beitstägliches Aufsuchen des Betriebs-
sitzes des Arbeitgebers vor.

Quelle | BFH-Urteil vom 19.4.2021, Az. VI R 
6/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 224144

Für Unternehmer

Kein steuerfreier  
Sanierungsgewinn bei 
Forderungserlass aus 
eigennützigem Interesse 

| Nach einer Entscheidung des Finanz-
gerichts Hamburg liegt kein steuerfreier 
Sanierungsgewinn im Sinne des § 3a 
Einkommensteuergesetz (EStG) vor, 
wenn es dem Gläubiger an der erforder-
lichen Sanierungsabsicht fehlt. |

Hintergrund: Verzichten Gläubiger auf 
Forderungen gegenüber einem sanie-
rungsbedürftigen Unternehmen, ist die-
ser Betrag erfolgswirksam auszubu-
chen. Unter bestimmten Voraussetzun-
gen können diese Sanierungsgewinne 
aber nach § 3a EStG steuerfrei bleiben.

Eine unternehmensbezogene Sanierung 
liegt vor, wenn der Steuerpflichtige für 
den Zeitpunkt des Schuldenerlasses u. a. 
die Sanierungsabsicht der Gläubiger 
nachweist. Im Streitfall gelangte das Fi-
nanzgericht aber zu der Überzeugung, 
dass eine Sanierungsabsicht nicht ein-
mal mitentscheidend für den Forde-
rungserlass war. Dem Gläubiger ging es 
allein um eigennützige Motive, nämlich 
um die Abwicklung des eigenen Engage-
ments und um die Erzielung eines best-
möglichen Ergebnisses hieraus.

Beachten Sie | Die eingelegte Nichtzu-
lassungsbeschwerde hat der Bundesfi-
nanzhof zurückgewiesen.

Quelle | FG Hamburg, Urteil vom 12.6.2020, Az. 
5 K 160/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 222176; 
BFH, Beschluss vom 27.11.2020, Az. X B 63/20 

Für alle Steuerpflichtigen

Wieder Betrugs-E-Mails 
im Umlauf

| Das Bundeszentralamt für Steuern 
(BZSt, Meldung vom 7.9.2021) warnt vor 
Betrügern, die über die E-Mail-Adresse 
„steuerzahler@bzst.tax-official.com“ ver-
suchen, an Informationen von Steuer-
zahlern zu gelangen. Sie versenden E-
Mails mit dem Titel „Bekanntmachung 
über die Steuererklärung“ und behaup-
ten, die Bürger könnten über einen Link 
weitere Informationen zu ihrem Steuer-
erstattungsanspruch erhalten. Das BZSt 
warnt davor, hierauf zu reagieren bzw. 
den Link in der E-Mail zu öffnen. |
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Für Unternehmer

Keine Betriebsaufspaltung bei „Stimmen-Patt“

| Es liegt keine Betriebsaufspaltung vor, wenn der das Besitzunternehmen beherr-
schende Gesellschafter nur über exakt 50 % der Stimmen in der Betriebsgesell-
schaft verfügt. Nach Meinung des Bundesfinanzhofs sind dem Gesellschafter die 
Stimmen seines ebenfalls beteiligten minderjährigen Kindes nicht zuzurechnen, wenn 
in Bezug auf dessen Gesellschafterstellung eine Ergänzungspflegschaft besteht. |

 Betriebsaufspaltung

Eine Betriebsaufspaltung liegt vor, 
wenn

 • ein Unternehmen (Besitzunterneh-
men) eine wesentliche Betriebs-
grundlage an eine gewerblich tätige 
Personen- oder Kapitalgesellschaft 
(Betriebsunternehmen) zur Nut-
zung überlässt (= sachliche Ver-
flechtung) und 

 • eine Person oder mehrere Perso-
nen zusammen (Personengruppe) 
sowohl das Besitzunternehmen als 
auch das Betriebsunternehmen in 
dem Sinne beherrschen, dass sie 
in der Lage sind, in beiden Unter-
nehmen einen einheitlichen ge-
schäftlichen Betätigungswillen 
durchzusetzen (personelle Ver-
flechtung).

PRAXISTIPP | Bei einer Betriebs-
aufspaltung liegen Fluch und Segen 
dicht beieinander. Einerseits birgt eine 
unerkannte Betriebsaufspaltung die 
Gefahr der ungewollten Aufdeckung 
stiller Reserven, wenn die sachliche 
oder personelle Verflechtung endet. 
Denn dann müssen die stillen Reserven 
der bisher an die Betriebsgesellschaft 
vermieteten bzw. verpachteten  Wirt-
schaftsgüter (grundsätzlich) aufge-
deckt und versteuert werden.

Allerdings kann die Betriebsaufspal-
tung als Gestaltungselement auch be-
wusst eingesetzt werden, um z. B. die 
Haftung zu beschränken.

 ◼ Sachverhalt 

Die Steuerpflichtige A und ihre beiden 
Kinder waren mit dem Tod des Ehe-
manns und Vaters Gesellschafter der 
Betriebs-GmbH geworden. Dieser 
GmbH hatte A ein betrieblich genutztes 
Grundstück verpachtet. Nachdem A in 
einer Gesellschafterversammlung, in 
der eine Ergänzungspflegerin ihren 
minderjährigen Sohn vertrat, zur Ge-
schäftsführerin der GmbH bestellt 
worden war, lag für das Finanzamt eine 
Betriebsaufspaltung vor. Denn A könne 
die GmbH, obwohl sie nur 50 % der 
Stimmen innehabe, wegen ihrer elter-
lichen Vermögenssorge beherrschen  
(= personelle Verflechtung). Somit er-
ziele A aus der Verpachtung gewerbli-
che Einkünfte. Das Finanzgericht Ba-
den-Württemberg und der Bundes-
finanzhof sahen das aber anders.

Sind ein Elternteil und dessen minder-
jähriges Kind an der Betriebskapitalge-
sellschaft beteiligt, sind die Stimmen 
des Kindes jedenfalls dann nicht dem 
Elternteil zuzurechnen, wenn hinsicht-
lich der Gesellschafterstellung des Kin-
des eine Ergänzungspflegschaft ange-
ordnet ist. Eine „Patt-Situation“, bei der 
ein Gesellschafter nur exakt 50 % der 
Stimmen der Betriebsgesellschaft hält, 
reicht grundsätzlich nicht aus. Dies gilt 
selbst dann, wenn der Gesellschafter 
die laufende Geschäftsführung innehat 
(Geschäfte des täglichen Lebens).

Quelle | BFH-Urteil vom 14.4.2021, Az. X R 
5/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 224586; 
BFH, PM Nr. 31/21 vom 9.9.2021

Für Unternehmer

Geänderte Rechtsprechung: Aktiver Rechnungs-
abgrenzungsposten auch bei geringer Bedeutung 

| Für eine periodengerechte Gewinnermittlung müssen bilanzierende Unternehmen 
(z. B. eine GmbH) Rechnungsabgrenzungsposten (RAP) bilden. Ein aktiver RAP ist 
anzusetzen, wenn Aufwendungen (z. B. Miete) für das nächste Geschäftsjahr bereits 
im laufenden Jahr bezahlt wurden. Nach neuer Sichtweise des Bundesfinanzhofs 
(16.3.2021, Az. X R 34/19) sind aktive RAP auch bei geringfügigen Beträgen zu bilden. 
In einem Beschluss vom 18.3.2010 (Az. X R 20/09) hatte der Bundesfinanzhof dies 
noch anders gesehen und u. a. ausgeführt, dass die periodengerechte Abgrenzung im 
Interesse einer Buchführungsvereinfachung nicht übertrieben werden darf. |

Für Arbeitnehmer

Das häusliche Arbeits-
zimmer in Coronazeiten 

| Wegen der Coronapandemie arbeiten 
viele Arbeitnehmer in ihrem häuslichen 
Arbeitszimmer. Hier stellt sich die Frage, 
ob bzw. in welcher Höhe die Kosten für 
das Arbeitszimmer als Werbungskosten 
abziehbar sind. Coronabedingt hat das 
Bundesfinanzministerium nun Sonder-
regelungen bekanntgegeben. |

Hintergrund: Kosten für ein häusliches 
Arbeitszimmer sind wie folgt abziehbar:

 • Bis zu 1.250 EUR jährlich, wenn für 
die betriebliche oder berufliche Tä-
tigkeit kein anderer Arbeitsplatz 
zur Verfügung steht,

 • ohne Höchstgrenze, wenn das Ar-
beitszimmer den Mittelpunkt der 
gesamten betrieblichen und beruf-
lichen Betätigung bildet. 

Dem Arbeitnehmer steht auch dann kein 
anderer Arbeitsplatz zur Verfügung, 
wenn er die Entscheidung über das Tä-
tigwerden im häuslichen Arbeitszimmer 
ohne eine ausdrückliche (schriftliche) 
Anweisung des Arbeitgebers getroffen 
hat und er der Empfehlung der Bundes-
regierung/der Länder gefolgt ist. Als Zeit 
der Coronapandemie wird dabei der 
Zeitraum vom 1.3.2020 bis zum 
31.12.2021 angenommen.

Für den Tätigkeitsmittelpunkt ist der 
qualitative Schwerpunkt der Betäti-
gung maßgeblich. In der Coronazeit ist 
davon auszugehen, dass die Arbeiten 
im Betrieb und im Arbeitszimmer quali-
tativ gleichwertig sind, sodass die zeit-
lichen Aspekte entscheidend sind.

 ◼ Beispiel

Ein Arbeitgeber gestattet nur eine Per-
son pro Großraumbüro. Arbeitnehmer 
AN verfügt über ein häusliches Ar-
beitszimmer und arbeitet fortan an drei 
Tagen pro Woche zu Hause. Folge: AN 
kann die Kosten für sein Arbeitszimmer 
ohne Höchstgrenze absetzen.

Beachten Sie | Alternativ (oder ohne 
häusliches Arbeitszimmer) kommt eine 
Homeoffice-Pauschale von 5 EUR für 
jeden Tag in Betracht, an dem die Tätig-
keit ausschließlich in der Wohnung 
ausgeübt wird (max. 600 EUR im Jahr).

Quelle | BMF, Schreiben vom 9.7.2021, Az. IV 
C 6 - S 2145/19/10006 :013, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 224440
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für alle Steuerpflichtigen

Kein Gestaltungsmissbrauch: Schenkung eines 
Grundstücks an die Kinder kurz vor dem Verkauf

| Hat der Steuerpflichtige die Veräußerung seines Grundstücks „eingefädelt“, liegt 
nach Ansicht des Bundesfinanzhofs grundsätzlich kein Gestaltungsmissbrauch vor, 
wenn er das Grundstück zuvor unentgeltlich auf seine Kinder überträgt, die es dann 
an den Erwerber veräußern. Der Veräußerungsgewinn ist in diesen Fällen bei den 
Kindern nach deren (oftmals günstigeren) steuerlichen Verhältnissen zu erfassen. |

Hintergrund: Wurden private Grundstü-
cke nicht zu eigenen Wohnzwecken ge-
nutzt, unterliegt der Veräußerungsge-
winn der Besteuerung, wenn der Zeit-
raum zwischen Anschaffung und Veräu-
ßerung nicht mehr als zehn Jahre be-
trägt. 

 ◼ Sachverhalt 

Die Mutter M erwarb 2011 ein Grund-
stück. Bereits ein Jahr später über-
trug sie das Eigentum unentgeltlich 
jeweils zu hälftigem Miteigentum auf 
ihre volljährigen Kinder. Diese ver-
kauften das Grundstück noch an dem-
selben Tag. Der Betrag wurde je zur 
Hälfte an die Kinder ausgezahlt. Die 
Verkaufsverhandlungen wurden allein 
durch M geführt. Dadurch, dass nicht 
die M veräußert hatte, ergab sich un-
ter dem Strich eine Steuerersparnis 
von rund 14.000 EUR. Das Finanzamt 
und das Finanzgericht Nürnberg 
rechneten den Verkaufsgewinn aller-
dings der M zu, da ein rechtlicher Ge-
staltungsmissbrauch vorliege. Der 
Bundesfinanzhof sah das aber anders.

Bei einem unentgeltlichen Erwerb ist 
dem Einzelrechtsnachfolger (im Streit-
fall die Kinder) die Anschaffung durch 
den Rechtsvorgänger (im Streitfall die 
Mutter) nach § 23 Abs. 1 S. 3 Einkom-
mensteuergesetz (EStG) zuzurechnen. 
Diese Regelung dient, so der Bundesfi-

nanzhof, der Verhinderung von Miss-
bräuchen. Denn Anschaffung ist (nur) 
der entgeltliche Erwerb eines Wirt-
schaftsguts. Ohne die Regelung des § 23 
Abs. 1 S. 3 EStG könnte die Besteuerung 
als privates Veräußerungsgeschäft 
durch eine unentgeltliche Übertragung 
auf einen Dritten umgangen werden.

Das Bestreben, Steuern zu sparen, 
macht für sich allein eine Gestaltung 
noch nicht unangemessen. Vorliegend 
ergibt sich ein „Steuervorteil“ allein da-
raus, dass die unentgeltliche Übertra-
gung des Grundstücks von Gesetzes 
wegen akzeptiert wird – mit der Folge, 
dass ein Veräußerungsgewinn nicht 
vom Schenker, sondern vom Beschenk-
ten nach dessen persönlichen Verhält-
nissen versteuert werden muss.

PRAXISTIPP | Im Streitfall ging es 
um die einkommensteuerlichen Fol-
gen der Gestaltung. Zu beachten ist 
aber auch, dass eine unentgeltliche 
Zuwendung Schenkungsteuer auslö-
sen kann. Bei Schenkungen an die 
Kinder fällt aber nur dann Schenkung-
steuer an, soweit die Zuwendung – un-
ter Berücksichtigung von Vorschen-
kungen innerhalb eines 10-Jahres-
Zeitraums – den Freibetrag von 
400.000 EUR übersteigt.

Quelle | BFH-Urteil vom 23.4.2021, Az. IX R 
8/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 224334

Für Unternehmer

Fahrtenbuch bei kleineren Mängeln nicht zu verwerfen

| Kleinere Mängel und Ungenauigkeiten (im Streitfall: Verwendung von Abkürzun-
gen für Kunden und Ortsangaben; fehlende Ortsangaben bei Übernachtung im Hotel; 
Differenzen aus dem Vergleich zwischen den Kilometerangaben im Fahrtenbuch und 
laut Routenplaner; keine Aufzeichnung von Tankstopps) führen nicht zur Verwer-
fung des Fahrtenbuchs und der Anwendung der 1 %-Regelung, wenn die Angaben 
insgesamt plausibel sind (Entscheidung des Finanzgerichts Niedersachsen). |

Für alle Steuerpflichtigen

Spendenabzug  
bei zweckgebundener  
Zuwendung

| Der Bundesfinanzhof hat entschieden, 
dass ein Spendenabzug auch dann 
möglich ist, wenn die Spende einer 
konkreten Zweckbindung unterliegt. |

 ◼ Sachverhalt 

Eine Steuerpflichtige wollte einem im 
Tierheim lebenden (kaum mehr ver-
mittelbaren) „Problemhund“ durch die 
dauerhafte Unterbringung in einer ge-
werblichen Tierpension helfen. Zu die-
sem Zweck übergab sie bei einem Tref-
fen mit einer Vertreterin eines gemein-
nützigen Tierschutzvereins und der 
Tierpension 5.000 EUR. Der Tier-
schutzverein stellte eine Spendenbe-
scheinigung aus. Sowohl das Finanz-
amt als auch das Finanzgericht Köln 
lehnten einen Spendenabzug ab. Die 
eingelegte Revision war erfolgreich.

Ein konkreter Verwendungszweck steht 
dem steuerlichen Abzug nicht entgegen. 
Entscheidend ist, dass der Empfänger 
die Spende nicht annehmen muss. Denn 
er trifft die Entscheidung, ob und wie er 
seine steuerbegünstigten Zwecke im 
Einzelfall fördern möchte.

Im zweiten Rechtsgang wird nun das 
Finanzgericht unter Heranziehung der 
Satzung und weiterer Unterlagen fest-
stellen müssen, ob bzw. unter welchen 
Voraussetzungen die Dauerunterbrin-
gung eines Hundes in einer gewerbli-
chen Tierpension zur Förderung des 
Tierschutzes in Erwägung zu ziehen ist.

Die notwendige Unentgeltlichkeit der 
Spende fehlt zwar, wenn sie einer kon-
kreten Person zugutekommen soll und 
hierdurch letztlich verdeckt Unterhalt 
geleistet wird. Dies war aber hier nicht 
der Fall, zumal der Hund der Steuer-
pflichtigen nicht gehörte.

Quelle | BFH-Urteil vom 16.3.2021, Az. X R 
37/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 224728; 
BFH, PM Nr. 32/21 vom 16.9.2021

Beachten Sie | So positiv diese Ent-
scheidung auch ist, Steuerpflichtige 
sind gut beraten, die hohen Anforde-
rungen, die an ein ordnungsgemäßes 
Fahrtenbuch gestellt werden, zu erfül-
len. So muss ein händisch geführtes 

Fahrtenbuch insbesondere lückenlos 
und zeitnah geführt werden sowie in 
gebundener Form vorliegen.

Quelle | FG Niedersachsen, Urteil vom 
16.6.2021, Az. 9 K 276/19, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 224711
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Für Unternehmer

Für Investitionen in 2021 kann (noch) die degressive 
Abschreibung genutzt werden

| Durch das Zweite Corona-Steuerhilfegesetz (BGBl I 2020, S. 1512) können be-
wegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die in 2020 und 2021 angeschafft 
oder hergestellt werden, degressiv abgeschrieben werden. Dies ist sinnvoll, wenn 
Abschreibungsvolumen möglichst früh als Aufwand genutzt werden soll. Mit dem 
Auslaufen der degressiven Abschreibung müssen die Unternehmen nun in den 
nächsten Wochen entscheiden, ob sie Investitionen ggf. vorziehen wollen. |

Bei der linearen Abschreibung werden 
die Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten des Wirtschaftsguts gleichmä-
ßig auf die Jahre der Nutzungsdauer 
verteilt. Die jährlichen Abschreibungs-
beträge bleiben somit über den gesam-
ten Abschreibungszeitraum konstant. 

Bei der degressiven Abschreibung wird 
der Abschreibungsbetrag nur im ersten 
Jahr auf Basis der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten ermittelt. In den 
Folgejahren werden die Abschreibun-
gen dann auf der Grundlage des Rest-
buchwerts bestimmt. Da der Restbuch-
wert von Jahr zu Jahr kleiner wird, sin-
ken auch die Abschreibungsbeträge.

Es ist möglich, von der degressiven zur 
linearen Abschreibung zu wechseln. Um 
das Abschreibungsvolumen schnellst-
möglich zu nutzen, sollte der Wechsel in 
dem Jahr erfolgen, in dem die degres-
sive Abschreibung erstmalig unterhalb 
der linearen Abschreibung liegt.

Um einen Investitionsanreiz zur Über-
windung der Coronakrise zu geben, wur-

de die degressive Abschreibung für An-
schaffungen/Herstellungen in 2020 und 
2021 wieder eingeführt. Gewährt wird 
eine degressive Abschreibung von 25 % 
(höchstens das 2,5-Fache der linearen 
Abschreibung). Bevorteilt werden also 
nur langlebige Wirtschaftsgüter mit 
mehr als vier Jahren Nutzungsdauer.

Beachten Sie | Die degressive Abschrei-
bung ist nur für bewegliche Wirtschafts-
güter im Anlagevermögen zulässig. Da-
her ist diese Abschreibungsmethode bei 
Überschusseinkünften (z. B. Vermietung 
und Verpachtung) nicht möglich.

PRAXISTIPP | Ist es nun sinnvoll, In-
vestitionen vorzuziehen, um degressiv 
abschreiben zu können? Die Antwort 
lautet: Es kommt darauf an. Falls Un-
ternehmen in 2021 Gewinne erzielen, 
können degressive Abschreibungen 
die Steuern mindern. Dies ist aber ein 
vorübergehender Effekt, weil in den 
Folgejahren weniger abgeschrieben 
werden kann. Denn unabhängig von 
der gewählten Methode beträgt das 
Abschreibungsvolumen 100 %.

Für Unternehmer

Auch im nächsten Jahr gilt: 7 % Umsatzsteuer  
für Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen

| Die Abgabe von Speisen zum Verzehr an Ort und Stelle unterliegt grundsätzlich 
dem regulären Umsatzsteuersatz von 19 %. Für nach dem 30.6.2020 erbrachte Res-
taurant- und Verpflegungsdienstleistungen (Getränke sind ausgenommen) erfolgte 
eine (befristete) Reduzierung auf den ermäßigten Steuersatz (7 %). Diese wurde durch 
das Dritte Corona-Steuerhilfegesetz (BGBl I 2021, S. 330) bis Ende 2022 verlängert. |

Für Unternehmer

Sofortabschreibung für  
in 2021 angeschaffte 
digitale Wirtschaftsgüter

| Für bestimmte materielle Wirtschafts-
güter „Computerhardware“ und be-
stimmte immaterielle Wirtschaftsgüter 
„Betriebs- und Anwendersoftware“ 
kann nach einem Schreiben des Bundes-
finanzministeriums vom 26.2.2021 (Az. IV 
C 3 - S 2190/21/10002 :013) eine Nut-
zungsdauer von einem Jahr zugrunde 
gelegt werden. Wird dieses Wahlrecht 
genutzt, wirken sich Aufwendungen be-
reits im Jahr der Anschaffung oder Her-
stellung als Betriebsausgaben aus. |

Bislang waren z. B. die Anschaffungs-
kosten eines Computers über drei Jahre 
abzuschreiben, wenn sie mehr als  
800 EUR (netto) betragen. Legt der 
Steuerpflichtige aber nun eine Nut-
zungsdauer von einem Jahr zugrunde, 
sind die Anschaffungskosten im Jahr 
der Anschaffung in voller Höhe als Be-
triebsausgaben abziehbar. 

Die Sofortabschreibung ist möglich in 
Gewinnermittlungen für Wirtschafts-
jahre, die nach dem 31.12.2020 enden 
(in der Regel ab 2021). Hier sind dann 
auch Restbuchwerte von entsprechen-
den Wirtschaftsgütern, die in früheren 
Jahren angeschafft/hergestellt wurden 
und bei denen eine andere als die ein-
jährige Nutzungsdauer zugrunde gelegt 
wurde, vollständig abschreibungsfähig.

MERKE | Nach einer Mitteilung des 
Instituts der Wirtschaftsprüfer vom 
22.3.2021 ist eine Nutzungsdauer von 
nur einem Jahr für handelsbilanzielle 
Zwecke regelmäßig unzulässig, da 
dies nicht der betrieblichen Realität 
entspricht. Erfüllt der Vermögensge-
genstand indes das Kriterium eines 
geringwertigen Wirtschaftsguts (u. a. 
Anschaffungs- oder Herstellungskos-
ten kleiner/gleich 800 EUR), ist eine 
Sofortabschreibung auch hier möglich.
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Für alle Steuerpflichtigen

Steuerung von Ausgaben im privaten Bereich

| Im privaten Bereich kommt es vor allem auf die persönlichen Verhältnisse an, ob 
Ausgaben vorgezogen oder in das Jahr 2022 verlagert werden sollten. |

Eine Verlagerung kommt bei Sonder-
ausgaben (z. B. Spenden) oder außerge-
wöhnlichen Belastungen (z. B. Arznei-
mittel) in Betracht. Bei außergewöhnli-
chen Belastungen sollte man die zumut-
bare Eigenbelastung im Blick haben, 
deren Höhe vom Gesamtbetrag der Ein-
künfte, Familienstand und der Anzahl 
der Kinder abhängt. 

PRAXISTIPP | Ist abzusehen, dass die 
zumutbare Eigenbelastung in 2021 
nicht überschritten wird, sollten offene 
Rechnungen (nach Möglichkeit) erst in 
2022 beglichen werden. Ein Vorziehen 
lohnt sich, wenn in 2021 bereits hohe 
Aufwendungen getätigt wurden.

In die Überlegungen sind auch vorhan-
dene Verlustvorträge einzubeziehen, 
die Sonderausgaben oder außerge-
wöhnliche Belastungen eventuell wir-
kungslos verpuffen lassen. 

Ist der Höchstbetrag bei Handwerker-
leistungen (20 % der Lohnkosten, maxi-
mal 1.200 EUR) erreicht, sollten Rech-
nungen nach Möglichkeit erst in 2022 
beglichen werden. Dasselbe gilt, wenn in 
2021 z. B. wegen Verlusten aus einer 
selbstständigen Tätigkeit keine Einkom-
mensteuer anfällt. Denn dann kann kein 
Abzug von der Steuerschuld vorgenom-
men werden. Ein Vor- oder Rücktrag der 
Steuerermäßigung ist nicht möglich.

Für alle Steuerpflichtigen

Doppelte Behinderten-Pauschbeträge ab 2021

| Wegen einer Behinderung entstehen oft erhöhte Kosten, die steuerlich optimal 
geltend gemacht werden sollten. Und hier gibt es nun Positives zu berichten. Durch 
das „Gesetz zur Erhöhung der Behinderten-Pauschbeträge und zur Anpassung 
weiterer steuerlicher Regelungen“ (BGBl I 2020, S. 2770) wurden die Behinderten-
Pauschbeträge verdoppelt und die steuerlichen Nachweispflichten ab dem Veran-
lagungszeitraum 2021 verschlankt. |

Ab 2021 wird eine Behinderung bereits 
ab einem Grad der Behinderung von 20 
(bislang 25) festgestellt und die Syste-
matik in 10er-Schritten bis zu einem 
Grad der Behinderung von 100 fortge-
schrieben. Menschen, die hilflos sind, 
Blinde und Taubblinde erhalten einen 
Pauschbetrag von 7.400 EUR (bislang 
3.700 EUR).

Beachten Sie | Auf die zusätzlichen An-
spruchsvoraussetzungen zur Gewäh-
rung eines Behinderten-Pauschbetrags 
bei einem Grad der Behinderung klei-
ner 50 wurde verzichtet.

Zudem wurde mit § 33 Abs. 2a Einkom-
mensteuergesetz (EStG) eine behinde-
rungsbedingte Fahrtkostenpauschale 
eingeführt, wodurch der aufwendige 
Einzelnachweis entfällt. Folgende Per-
sonen erhalten folgende Pauschalen:

 • 900 EUR: Menschen mit einem 
Grad der Behinderung von mindes-
tens 80 oder von mindestens 70 
und dem Merkzeichen „G“.

 • 4.500 EUR: Menschen mit den 
Merkzeichen „aG“, „Bl“, „TBl“ oder 
„H“.

Beachten Sie | Über die Fahrtkosten-
pauschale hinaus sind keine weiteren 
behinderungsbedingten Fahrtkosten 
als außergewöhnliche Belastung nach 
§ 33 Abs. 1 EStG berücksichtigungsfä-
hig. Die Pauschale ist bei Ermittlung 
des Teils der Aufwendungen, der die 
zumutbare Belastung übersteigt, ein-
zubeziehen. Sie kann auch gewährt 
werden, wenn ein Behinderten-Pausch-
betrag übertragen wurde.

Der Pflege-Pauschbetrag ist nun unab-
hängig von dem Kriterium „hilflos“ bei 
der zu pflegenden Person möglich. Als 
Pflege-Pauschbeträge werden gewährt: 

Übersicht ab 2021
Pflegegrad Pflege-Pauschbetrag

2 600 EUR

3 1.100 EUR

4 und 5 1.800 EUR

Für Arbeitnehmer

Interessante Aspekte zum 
Jahreswechsel 2021/2022

| Für Arbeitnehmer kann es vorteilhaft 
sein, berufsbezogene Ausgaben oder 
variable Gehaltsbestandteile vorzuzie-
hen oder in das nächste Jahr zu verla-
gern. Maßgebend ist grundsätzlich das 
Zu- und Abflussprinzip. Sofern die Wer-
bungskosten insgesamt unter dem 
Pauschbetrag von 1.000 EUR liegen 
werden, sollten noch ausstehende Auf-
wendungen (z. B. für Fachliteratur oder 
Arbeitsmittel) nach Möglichkeit in das 
Jahr 2022 verschoben werden. |

Spätestens zum Jahresende 2021 soll-
ten Arbeitgeber und Belegschaft prüfen, 
ob die vielseitigen Möglichkeiten von 
steuerfreien und begünstigten Lohn-
bestandteilen optimal ausgeschöpft 
wurden. Darunter fallen z. B. Sachbe-
züge unter Ausnutzung der monatli-
chen Freigrenze von 44 EUR (50 EUR ab 
2022) oder der Rabattfreibetrag von 
1.080 EUR (jährlich) für vom Betrieb 
angebotene Waren.

Homeoffice und  
Entfernungspauschale

Für Steuerpflichtige im Homeoffice gilt 
für 2020 und 2021 eine Pauschale: 
Liegt kein häusliches Arbeitszimmer 
vor oder wird auf einen Abzug der Auf-
wendungen verzichtet, kann der Steu-
erpflichtige für jeden Kalendertag, an 
dem er seine betriebliche oder berufli-
che Tätigkeit ausschließlich in der häus-
lichen Wohnung ausübt und keine au-
ßerhalb der häuslichen Wohnung bele-
gene Betätigungsstätte aufsucht, einen 
Betrag von 5 EUR abziehen; höchstens 
aber 600 EUR im Kalenderjahr.

Die Homeoffice-Pauschale kann also 
nicht für solche Tage berücksichtigt 
werden, an denen der Steuerpflichtige 
seine erste Tätigkeitsstätte aufsucht. 
Hier gilt die Entfernungspauschale, die 
durch das „Gesetz zur Umsetzung des 
Klimaschutzprogramms 2030 im Steu-
errecht“ (BGBl I 2019, S. 2886) wie folgt 
erhöht wurde: 

 • Bis zum 20. Entfernungskilometer 
beträgt die Pauschale unverändert 
0,30 EUR, 

 • ab dem 21. Kilometer erhöht sich 
die Pauschale auf 0,35 EUR für die 
Jahre 2021 bis 2023 und auf 0,38 EUR 
für die Jahre 2024 bis 2026.
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Für GmbH-Gesellschafter

Änderungsbedarf bei Verträgen überprüfen
| Wie in jedem Jahr sollten zwischen GmbH und (beherrschenden) Gesellschafter-
Geschäftsführern getroffene Vereinbarungen auf ihre Fremdüblichkeit und Ange-
messenheit hin überprüft werden. Die entsprechende Dokumentation mindert das 
Risiko einer verdeckten Gewinnausschüttung. Sollen neue Vereinbarungen getroffen 
oder bestehende verändert werden, ist dies zeitnah schriftlich zu fixieren. Vertrags-
inhalte wirken sich bei beherrschenden Gesellschaftern nämlich steuerlich nur aus, 
wenn sie im Voraus getroffen und tatsächlich wie vereinbart durchgeführt werden. |

Für Personengesellschaften

Neues Optionsmodell zur Körperschaftsteuer für 
Personenhandels- und Partnerschaftsgesellschaften

| Das „Gesetz zur Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts“ (KöMoG; BGBl I 
2021, S. 2050) ermöglicht es, Personenhandels- und Partnerschaftsgesellschaften 
im ertragsteuerlichen Bereich wie Körperschaften zu behandeln. Die Option kann 
erstmals für Wirtschaftsjahre ausgeübt werden, die nach dem 31.12.2021 beginnen. 
Dafür muss der Antrag in 2021 rechtzeitig gestellt werden. |

Mit der Option wird den Gesellschaftern 
von Personenhandelsgesellschaften 
und Partnerschaftsgesellschaften ein 
Wahlrecht eingeräumt, ob sie

 • weiterhin der Besteuerung des 
Einkommensteuergesetzes unter-
worfen werden wollen oder 

 • in das Trennungsprinzip der Kör-
perschaftsteuer wechseln möch-
ten.

Kernpunkt der Neuregelung ist die Fik-
tion eines Formwechsels. Das heißt: 
Die optierende Gesellschaft gilt zivil-
rechtlich weiter als Personengesell-
schaft, steuerlich wird sie aber als Ka-
pitalgesellschaft behandelt. Somit 
müssen bei einer Gesellschaft beide 
Rechtssysteme beachtet werden.

MERKE | Die gesetzlich fingierte 
formwechselnde Umwandlung ist nur 
dann steuerlich unschädlich, wenn 
das funktional wesentliche Sonderbe-
triebsvermögen der Mitunternehmer 
auf die optierende Gesellschaft über-
tragen wird.

Der (unwiderrufliche) Optionsantrag ist 
 • grundsätzlich nach amtlich vorge-

schriebenem Datensatz durch Da-
tenfernübertragung abzugeben 
und 

 • spätestens einen Monat vor Beginn 
des Wirtschaftsjahrs zu stellen, ab 
dem die Besteuerung wie eine Ka-
pitalgesellschaft gelten soll. 

Beachten Sie | Durch die Unwiderruf-
lichkeit ist ein Wechsel während des 

Geschäftsjahrs ausgeschlossen. Für 
Folgejahre ist eine Rückoption aller-
dings zulässig.

Ab dem Wirtschaftsjahr, das der Antrag-
stellung folgt, unterliegt die Gesellschaft 
der Körperschaftsteuer in Höhe von 15 %. 
Auch für die Gewerbesteuer zählt sie als 
Körperschaft, sodass u. a. der Freibe-
trag in Höhe von 24.500 EUR entfällt. 

Die Gesellschafter werden wie Gesell-
schafter von Kapitalgesellschaften be-
handelt. Das heißt u. a.:

 • Geschäftsführergehälter werden 
den Einkünften aus nichtselbst-
ständiger Arbeit zugerechnet.

 • Laufende Gewinnausschüttungen 
gehören zu den Einkünften aus Ka-
pitalvermögen.

FAZIT | Literaturstimmen zufolge 
dürfte das KöMoG keinen breiten An-
wenderkreis finden. Dies gilt insbeson-
dere für kleine und mittlere Unterneh-
men. Ein Grund dafür sind die komple-
xen Abwägungsentscheidungen, in die 
auch Verlustvorträge einzubeziehen 
sind. Infolge des fiktiven Formwechsels 
gehen vortragsfähige Fehlbeträge 
nämlich unter.

Bereits die für Einzelunternehmer und 
Personengesellschaften geltende The-
saurierungsbegünstigung nach § 34a 
Einkommensteuergesetz wird in der 
Praxis eher selten beansprucht, da die 
Vorschrift als zu komplex gilt. Die Op-
tion zur Körperschaftsteuer dürfte im 
Vergleich dazu noch um einiges kom-
plexer sein.

Für Unternehmer

Überbrückungshilfen  
bis Ende 2021 verlängert

| Die Überbrückungshilfe III Plus wird 
bis 31.12.2021 verlängert (ursprünglich 
sollte sie Ende September auslaufen). In 
die Verlängerung geht auch die Neu-
starthilfe Plus, mit der von Corona-be-
dingten Umsatzeinbrüchen betroffene 
Soloselbstständige unterstützt werden 
(Mitteilung des BMF vom 8.9.2021). |

Auch bei der verlängerten Überbrü-
ckungshilfe III Plus sind Unternehmen 
mit einem Corona-bedingten Umsatz-
einbruch von mindestens 30 % antrags-
berechtigt. Der Antrag wird durch prü-
fende Dritte gestellt.

Durch die verlängerte Neustarthilfe 
Plus können Soloselbstständige, deren 
Umsatz durch Corona weiter einge-
schränkt ist, für Oktober bis Dezember 
zusätzlich bis zu 4.500 EUR erhalten.

Für Unternehmer

Umsatzsteuer: Hinweise 
für Kleinunternehmer 
und Neugründer 

| Kleinunternehmer müssen keine Um-
satzsteuer in Rechnung stellen, wenn 
der Umsatz im laufenden Jahr voraus-
sichtlich maximal 50.000 EUR beträgt 
und darüber hinaus im Vorjahr nicht 
mehr als 22.000 EUR betragen hat.  |

Um den Kleinunternehmerstatus auch 
in 2022 nutzen zu können, kann es sinn-
voll sein, einige Umsätze erst in 2022 
abzurechnen, um so in 2021 unter der 
Grenze von 22.000 EUR zu bleiben.

Für Neugründer wurde die Pflicht zur 
monatlichen Abgabe der Voranmeldun-
gen für die Zeiträume 2021 bis 2026 
ausgesetzt. In Neugründungsfällen ab 
2021 ist wie folgt zu unterscheiden: 

Im Gründungsjahr ist die voraussichtli-
che Steuer dieses Jahres zu schätzen. 
Beträgt sie mehr als 7.500 EUR, sind Vor-
anmeldungen monatlich zu übermitteln, 
anderenfalls gilt die Quartalsabgabe. Im 
Folgejahr ist die tatsächliche Steuer des 
Vorjahrs in eine Jahressteuer umzurech-
nen. Für die Abgabe der Voranmeldun-
gen (monatlich oder quartalsweise) gilt 
dann erneut die Grenze von 7.500 EUR.
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Rechtsstand | 4.10.2021

 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS

Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Vermieter

Maßnahmen für Eigentümer von Mietimmobilien

| Bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung ist primär auf die Einkünfte-
verlagerung hinzuweisen, also etwa auf die Zahlung anstehender Reparaturen noch 
im laufenden Jahr oder die Steuerung von Mietzuflüssen. |

Größerer Erhaltungsaufwand

Sofern in 2021 größere Erhaltungsauf-
wendungen vorliegen, dürfen diese 
grundsätzlich auf zwei bis fünf Jahre 
gleichmäßig verteilt werden, was zur 
längerfristigen Progressionsminde-
rung sinnvoll sein kann. Voraussetzung: 
Es handelt sich um Aufwendungen für 
ein Gebäude im Privatvermögen, das 
überwiegend Wohnzwecken dient.

Verbilligte Vermietung

Bei einer verbilligten Überlassung einer 
Wohnung zu Wohnzwecken (z. B. an An-
gehörige) ist eine Entgeltlichkeitsgrenze 
einzuhalten, um den vollen Werbungs-
kostenabzug zu sichern. Beträgt das 
Entgelt mindestens 66 % der ortsübli-
chen Miete, ist diese Grenze erfüllt.

Seit 2021 ist ein voller Werbungskosten-
abzug aber auch bei einem geringeren 
Entgelt möglich: Beträgt es 50 % und 
mehr, jedoch weniger als 66 % der orts-
üblichen Miete, ist eine Totalüber-
schussprognoseprüfung vorzunehmen. 
Fällt diese positiv aus, ist Einkunftser-
zielungsabsicht zu unterstellen und der 
volle Werbungskostenabzug ist möglich. 
Anderenfalls ist von einer Einkunftser-
zielungsabsicht nur für den entgeltlich 
vermieteten Teil auszugehen und die 
Kosten sind aufzuteilen.

Sonderabschreibung für  
Mietwohnungsneubau

Nach § 7b Einkommensteuergesetz 
wird eine Sonderabschreibung für den 
Mietwohnungsneubau gewährt. Wer 
hiervon (noch) profitieren möchte, der 
muss sich beeilen. Denn gefördert wer-
den nur Baumaßnahmen aufgrund eines 
nach dem 31.8.2018 und vor dem 
1.1.2022 gestellten Bauantrags oder  
– falls eine Baugenehmigung nicht er-
forderlich ist – einer in diesem Zeitraum 
getätigten Bauanzeige.

Die Sonderabschreibung erfolgt neben 
der regulären Abschreibung und be-
trägt im Jahr der Anschaffung oder 
Herstellung und in den folgenden drei 
Jahren bis zu 5 % jährlich (insgesamt 
also bis zu 20 %).

Beachten Sie | Für die Inanspruch-
nahme der Sonderabschreibung muss 
die Wohnung der entgeltlichen Über-
lassung zu Wohnzwecken dienen. Dar-
über hinaus dürfen die Anschaffungs-/
Herstellungskosten 3.000 EUR pro qm 
Wohnfläche nicht übersteigen. Sind 
die Kosten höher, führt dies zum Aus-
schluss der Förderung. Steuerlich för-
dert der Fiskus allerdings nur Kosten 
bis maximal 2.000 EUR pro qm Wohn-
fläche (= maximal förderfähige Bemes-
sungsgrundlage).

Für Arbeitgeber

Weihnachtsfeier und steuerfreie Corona-Prämie

| Wegen der Coronapandemie wurden betriebliche Weihnachtsfeiern im letzten 
Jahr reihenweise abgesagt. Für das Jahresende 2021 besteht dagegen Hoffnung, 
dass wieder eine klassische (Corona-konforme) Weihnachtsfeier durchgeführt 
werden kann. Aus steuerlicher Sicht ist dabei zu beachten, dass Zuwendungen an-
lässlich einer Betriebsveranstaltung von den Arbeitnehmern als Einkünfte aus 
nichtselbstständiger Arbeit zu versteuern sind. Für bis zu zwei Betriebsveranstal-
tungen im Jahr gilt jedoch ein Freibetrag von je 110 EUR pro Arbeitnehmer. |

Corona-Prämie: 1.500 EUR noch  
bis 31.3.2022 steuerfrei

Aufgrund der Coronakrise in Form von 
Zuschüssen und Sachbezügen gewährte 
Beihilfen und Unterstützungen sind bis 
zu einem Betrag von 1.500 EUR steuer- 

und sozialversicherungsfrei, wenn sie 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn gewährt werden. 

Bis zum 31.3.2022 sind entsprechende 
Sonderzahlungen bis zur Höchstgrenze 
von insgesamt 1.500 EUR begünstigt.

Für Kapitalanleger

Verlustverrechnung: 
15.12. als Stichtag für  
die Bankbescheinigung 

| Hat ein Anleger bei einer Bank einen 
Verlust erzielt und bei einer anderen 
Bank positive Einkünfte erwirtschaftet, 
ist eine Verrechnung zwischen den Ban-
ken nicht möglich. In diesen Fällen gibt 
es grundsätzlich zwei Möglichkeiten. |

Wird von dem Kapitalanleger nichts ver-
anlasst, trägt die Bank den Verlust auf 
das nächste Jahr vor. Stellt der Steuer-
pflichtige hingegen bis zum 15.12. des 
jeweiligen Jahres bei dem Kreditinstitut, 
bei dem sich der Verlustverrechnungs-
topf befindet, einen (unwiderruflichen) 
Antrag auf Verlustbescheinigung, kann 
er bei der Einkommensteuerveranla-
gung eine Verlustverrechnung vorneh-
men. Der Verlust wird dann aus dem 
Verrechnungstopf der Bank herausge-
nommen und das Kreditinstitut beginnt 
2022 wieder bei Null. 

MERKE | Verluste aus Kapitalvermö-
gen dürfen nur mit sonstigen positiven 
Einkünften aus Kapitalvermögen aus-
geglichen werden. Eine zusätzliche 
Beschränkung gilt für Verluste aus 
der Veräußerung von Aktien. Diese 
dürfen nicht mit anderen positiven 
Einkünften aus Kapitalvermögen aus-
geglichen werden, sondern nur mit 
Gewinnen, die aus der Veräußerung 
von Aktien entstehen.

Nach Auffassung des Bundesfinanz-
hofs (17.11.2020, Az. VIII R 11/18) be-
steht eine verfassungswidrige Un-
gleichbehandlung, weil sie Steuer-
pflichtige ohne rechtfertigenden Grund 
unterschiedlich behandelt, je nach-
dem, ob sie Verluste aus der Veräuße-
rung von Aktien oder aus der Veräuße-
rung anderer Kapitalanlagen erzielt 
haben. Man darf gespannt sein, wie 
nun das Bundesverfassungsgericht 
entscheiden wird.


